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1. Basis des Datenschutzes in Europa

1.1 Allgemeines

Datenschutz basiert in Europa auf zwei
Rechtskreisen, zum einen auf dem Schutz
der Privatsphäre und zum anderen auf dem
weiterreichenden Schutz des allgemeinen
Persönlichkeitsrechts. Während der erstge-
nannte Ansatz sphärenbezogen das Verhält-
nis zwischen Individualität und Gesellschaft
umgrenzt, verfolgt der zweitgenannte Ansatz
die Entfaltung individueller Freiheitsrechte,
allen voran die allgemeine Handlungsfreiheit.

Ausgehend von diesem zweiten An-
satz leitete das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) 1983 im Volkszählungsurteil1 aus
den Artt. 1 und 2 GG als eigenständiges
Grundrecht das jedem Einzelnen zustehen-
de „Recht auf informationelle Selbstbestim-

mung“ ab. Das Gericht sieht dieses Grund-
recht nicht allein als subjektives Recht der
einzelnen Menschen, sondern auch als
„elementare Funktionsbedingung eines auf
Handlungs- und Mitwirkungsfähigkeit seiner
Bürger begründeten freiheitlichen demokra-
tischen Gemeinwesens“.

Die Rechtsprechung des BVerfG entfal-
tete eine nachhaltige Wirkung auf die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte (EGMR), der nationa-
len Gerichte europäischer Staaten wie auch
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH). In
einem seiner ersten Urteile zu den Gemein-
schaftsgrundrechten erkannte der EuGH zu-
nächst ein Recht auf Privatleben an.2

1. BVerfG Beschl. v. 15.12.1983 – BvR 209/83 = NJW 1984, 419. 
2. Zu den Auswirkungen auf die DS-GVO: Albrecht, Die EU-Datenschutz-Grundverordnung rettet die informatio-

nelle Selbstbestimmung, ZD 2013, 587.

Abb. 1: Recht auf „informationelle Selbstbestimmung“
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Inzwischen gewährt er umfassenden
Grundrechtsschutz bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, ohne Beschrän-
kung auf sensible Daten oder eine direkte
Beeinträchtigung beim Betroffenen. Parallel
zur Entwicklung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft zu einer Werteunion
verlangte der EuGH für den Schutz per-
sonenbezogener Daten keinen Bezug mehr
zu einer kommerziellen Tätigkeit. In seinem
Urteil zur Vorratsdatenspeicherung vom
8.4.20143 bekräftigte er für die Verarbeitung
personenbezogener Daten nicht nur die
strenge Anwendung des Erforderlichkeits-
und Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, son-
dern bestätigte die zuvor schon in der Volks-
zählungsentscheidung des BVerfG begrün-
deten Grundrechtsschutzprinzipen der Be-
stimmtheit und der Transparenz, der tech-
nisch-organisatorischen und der prozedura-
len Sicherungen.

Während sich das vorgenannte Urteil
gegen eine hoheitlich angeordnete Daten-
verarbeitung richtete, bestätigte der EuGH4

im Fall Google gegen Gonzales die An-
wendbarkeit des Datenschutzgrundrechts
auf private Datenverarbeitung. Das Urteil
konkretisiert den „Anspruch auf Vergessen“
und stellt klar, dass bei Vorliegen einer Nie-
derlassung in einem Mitgliedstaat dessen
Datenschutzrecht anwendbar ist. 

In der Frage der Untätigkeit der irischen
Aufsichtsbehörde gegenüber Facebook kon-
kretisierte der EuGH5 seine grundrechtli-
chen Anforderungen an Datenübermittlun-
gen von Europa in Staaten, in denen kein an-
gemessenes Datenschutzniveau besteht,
und betonte das Verbot anlassloser Massen-
überwachung. 

1.2 Der Europarat und der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte

Die erste europäische verfassungsrecht-
liche Regelung mit Datenschutzbezug ist
Art. 8 der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) des Europarats vom
4.11.1950, der auf Art. 12 über die Wahrung
von Privat- und Familienleben der allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte der Ver-
einten Nationen vom 10.12.1948 basiert.

Alle Mitgliedstaaten des Europarats ha-
ben die EMRK in ihr nationales Recht über-
nommen oder umgesetzt.6

Artikel 8 EMRK garantiert das Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens, der
Wohnung und der Korrespondenz und eben
auch auf den Schutz personenbezogener
Daten und legt die Bedingungen fest, unter
denen Einschränkungen dieses Rechts zu-
lässig sind.

Um die Einhaltung der Verpflichtungen
der Vertragsparteien aus der EMRK sicher-
zustellen, wurde 1959 in Straßburg der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) etabliert. Zwischenzeitlich hat sich
der EGMR mit vielen Fällen befasst, in
denen es um Datenschutzfragen ging; nicht
zuletzt im Zusammenhang mit dem Abhören
des Datenverkehrs7 und dem Schutz gegen
die Speicherung personenbezogener Daten
durch Behörden.8 

In den Folgejahren verabschiedete das
Ministerkomitee des Europarats mehrere
Entschließungen zum Schutz personenbe-
zogener Daten. Das bedeutsame – und von
allen EU-Staaten ratifizierte – Übereinkom-
men Nr. 108 aus dem Jahr 1981 schützt
den Menschen vor Missbrauch bei der Er-
hebung und Verarbeitung personenbezo-

3. Urt. v. 8.4.2014 – C-293/12 und C-594/12 = ZD 2014, 296 = NJW 2014, 2169.
4. Urt. v. 13.5.2015 – C-131/12.
5. Urt. v. 6.10.2015 – C-362/14.
6. Vgl. für Deutschland BGBl. 1952, II, S. 686.
7. EGMR, Malone/Vereinigtes Königreich, Nr. 8691/79 vom 2.8.1984, EGMR, Copland/Vereinigtes Königreich, 

Nr. 62617/00 vom 3.4.2007.
8. EGMR, I/Finnland, Nr. 20511/03 vom 17.7.2008; EGMR, K.U./Finnland, Nr. 2872/02 vom 2.12.2008
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gener Daten und strebt gleichzeitig eine
Regulierung des grenzüberschreitenden
Datenverkehrs an.9 Die in ihm enthaltenen

Grundsätze und Regelungen entsprechen
auch in ihrer Formulierung durchweg den
Texten der DS-GVO. 

1.3 Der nationale Gesetzgeber

Bei der Schaffung datenschutzrechtli-
cher Regelungen in einem umfassenden
allgemeinen Datenschutzgesetz war die
Bundesrepublik wegweisend. So wurde be-
reits im Jahr 1971, nachdem zuvor das
Land Hessen im Jahr 1970 ein Landesda-
tenschutzgesetz verabschiedet hatte, ein
erster Referentenentwurf für ein Bundes-
datenschutzgesetz vorgelegt. Schließlich
wurde das BDSG in seiner ersten Fassung
am 1.2.1977 verkündet und ab dem
1.1.1979 in vollem Umfang in Kraft gesetzt.
Novellierungen erfolgten in den Jahren
1991 und – bedingt durch die zwischenzeit-

lich erlassene EG-Datenschutz-Richtlinie –
im Jahr 2001. Dabei konnte an der bisheri-
gen Konzeption und den Grundsätzen fest-
gehalten werden, da unter anderem die
deutsche Gesetzgebung für die EU-Rege-
lungen die Basis bildete. Weitere Überar-
beitungen des BDSG folgten in den Jahren
2006 und 2009. Dabei ging es darum, das
nationale Recht an schrittweise ergehende
europarechtliche Richtlinien anzupassen
(→ nachfolgend 1.4.2). Zudem wurden aus
der Richtlinie nicht entnehmbare Detailre-
gelungen eingefügt, auf die nach Erlass der
DS-GVO wieder verzichtet werden musste.

9. Europarat, Übereinkommen zum Schutz der Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener 
Daten, SEV Nr. 108, 1981.

Abb. 2: Entwicklung des Datenschutzes
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